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13/2011
Sanierung des Haushalts und Entlastung der Bür-

ger – Persönliche Notizen

Haushaltsentwicklung

Die letzte Sitzungswoche des Deutschen
Bundestages vor der parlamentarischen
Sommerpause war geprägt durch die Grund-
satzentscheidung unserer Koalition, untere
und mittlere Einkommen zum 1. Januar
2013 steuerlich zu entlasten und die kalte
Progression zu vermindern. Außerdem legte
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble an
diesem Donnerstag den Entwurf zum Bun-
deshaushalt 2012 und zum Finanzplan des
Bundes bis 2015 vor. Mit diesem Regierungs-
entwurf geht die Koalition einen weiteren
Schritt auf dem Weg der Gesundung der
Staatsfinanzen. Noch für das Jahr 2010 muss-
te der Bund mit einer Nettokreditaufnahme
von 86 Mrd € planen. In diesen Tagen ist be-
reits absehbar, dass die Nettokreditaufnahme
im Jahr 2011 auf rund 30 Mrd € sinkt. Dies ist
nicht zuletzt der guten wirtschaftlichen Ent-
wicklung geschuldet. Die gute wirtschaftliche
Entwicklung ist ihrerseits auch eine Folge des
wachstumsorientierten Konsolidierungskurses
der christlich-liberalen Koalition. Mit dem vor-
gelegten Entwurf hält die Bundesregierung
auch 2012 und in den Folgejahren die Vorga-
ben der seit diesem Jahr geltenden Schulden-
bremse strikt ein. Das von der Schuldenbrem-
se vorgegebene Ziel eines strukturell nahezu
ausgeglichenen Haushalts wird in jedem Fall
erreicht werden. Das strukturelle Defizit des
Bundeshaushalts wird bis 2015 im Durch-
schnitt jährlich um fünf Mrd €sinken. Wie se-

hen nun die wesentlichen Haushaltskennzif-
fern aus: Die Ausgaben des Bundes im Jahr
2012 werden 306 Mrd € betragen. Damit bleibt
der Ausgabenanstieg des Bundeshaushalts
deutlich unterhalb der erwarteten Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts. Die Nettokre-
ditaufnahme im Jahr 2012 wird bei 27,2 Mrd €
liegen. In den Folgejahren wird die Neuver-
schuldung weiter kontinuierlich zurückgehen
(2013: 24,9 Mrd., 2014: 18,7 Mrd., 2015: 14,7
Mrd.). Aus heutiger Sicht ist es denkbar, dass
die ab 2016 geltenden Vorgaben eines struk-
turellen Defizits von maximal 0,35 Prozent des
BIP schon 2015 erreicht werden. Die Steuer-
einnahmen entwickeln sich für alle staatlichen
Ebenen positiv. Für den Bund wird für 2012
und die Folgejahre zusätzlich mit durchschnitt-
lich 4 Mrd € gerechnet. Der positive Konjunk-
turverlauf unterstützt die Bundesregierung
einerseits beim Defizitabbau, andererseits
ergeben sich aufgrund höherer Wachstums-
werte zusätzliche Handlungsspielräume auf
der Einnahmenseite, die zur Entlastung der
unteren und mittleren Einkommen genutzt
werden können. Die Koalition wird im Herbst
die vorhandenen Spielräume ausnutzen, da-
mit mehr netto vom Bruttoeinkommen beim
Steuerzahler verbleibt, und einen Gesetzent-
wurf vor der endgültigen Verabschiedung des
Bundeshaushalts 2012 vorlegen. Außerdem
werden angesichts der guten Beschäftigungs-
lage die Sozialversicherungsbeiträge gesenkt.
So erreicht die Koalition, dass alle Bürgerin-
nen und Bürger am Aufschwung teilhaben
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können. Mit dieser Entscheidung wird der
Kurs der steuerlichen Entlastung der Bürge-
rinnen und Bürger konsequent fortgesetzt:
Bereits im Jahr 2010 wurden mit dem Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz das Kindergeld
und die Kinderfreibeträge deutlich angehoben
und die Steuerzahler mit über 20 Mrd € entlas-
tet. Durch das Steuervereinfachungsgesetz,
das im wesentlichen zum 1.1.2012 in Kraft
tritt, wird zusätzlich zu den Steuervereinfa-
chungen auch die Steuerbelastung um rund
600 Mio € gesenkt. Durch die vereinbarte wei-
tere Entlastung zum 1. Januar 2013 entsteht
für die Bürger zusätzlicher finanzieller Frei-
raum, der Voraussetzung für mehr Konsum
und mehr Investitionen ist. Steuerpolitik ist
damit auch Wachstumspolitik. Gleichzeitig
setzt unsere Koalition ihren Konsolidierungs-
kurs fort. Die Schuldenregel wird eingehalten.
Die gute wirtschaftliche Entwicklung sorgt da-
für, dass beides möglich ist: Die Sanierung
des Bundeshaushalts und die Entlastung der
Bürger.

Präimplantationsdiagnostik zugestimmt

An diesem Donnerstag hat der Deutsche
Bundestag abschließend über drei Gesetz-
entwürfe debattiert, deren Ziel eine gesetzli-
che Regelung für den künftigen Umgang mit
den umstrittenen Gentests an künstlich er-
zeugten Embryonen ist. Alle Gesetzentwürfe
wurden von fraktionsübergreifenden
Parlamentariergruppen vorgelegt. Mit einer
Mehrheit von 326 Abgeordneten stimmte der
Deutsche Bundestag dem von Peter Hintze
initiierten Gesetzentwurf zu, mit dem die PID
eingeschränkt erlaubt werden soll. Nach dem
positiven Votum einer Ethikkommission soll
die PID an zugelassenen Zentren aber nur
solchen Paaren ermöglicht werden, die die
Veranlagung für eine schwerwiegende Erb-
krankheit in sich tragen oder bei denen mit
einer Tot- oder Fehlgeburt zu rechnen ist. Die
Bundesregierung soll zudem "durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates"
Anzahl und Zulassungsvoraussetzungen der
PID-Zentren regeln. Ein 2. Gesetzentwurf, der
ein striktes Verbot der PID vorsah erhielt mit
228 abgegebenen Stimmen keine Mehrheit.
Der 3. Gesetzentwurf, der die PID zwar
"grundsätzlich" verbietet, in den Ausnahmefäl-
len aber "für nicht rechtswidrig" erklärt, bei

denen die erbliche Vorbelastung der Eltern
"mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Schädi-
gung des Embryos erwarten lässt, oder die mit
hoher Wahrscheinlichkeit zur Tot- oder Fehl-
geburt führt", erhielt mit 58 Stimmen ebenso-
wenig eine Mehrheit.

Das Handwerk stark machen

Nach der Beratung einer Großen Anfrage zur
Lage des Handwerks in Deutschland brachten
die Fraktionen von CDU/CSU und FDP an
diesem Freitag den Koalitionsantrag „Wirt-
schaftsmacht Handwerk – kein Wachstum in
Deutschland ohne das Handwerk“ ein, der
nach der parlamentarischen Sommerpause im
Wirtschaftsausschuss weiterberaten werden
soll. In der Antwort auf die Große Anfrage be-
schreibt die Bundesregierung eine Umsatz-
steigerung der Betriebe im letzten Jahr von
456 auf rund 492 Mrd €. Der Beitrag des
Handwerks zur gesamtwirtschaftlichen Brut-
towertschöpfung ist in diesem Zeitraum mit
8,6 Prozent konstant geblieben. Auch die Be-
schäftigung im Handwerk ist seit 2005 weitge-
hend stabil und kann 2011 auf 4,755 Millionen
zunehmen (2010: 4,730 Millionen). Das
Handwerk ist wegen seines Wertschöpfungs-
beitrags, seiner Personalintensität, seiner
Ausbildungsleistung und den wachsenden
technischen Anforderungen weiterhin von be-
sonderer Bedeutung für Wirtschaft und Auf-
schwung in Deutschland. Daher wird die Bun-
desregierung durch die Koalitionsfraktionen
aufgefordert, im Rahmen bestehender Haus-
haltsmittel Maßnahmen zu prüfen, mit denen
das Handwerk gestärkt in die Zukunft gehen
kann.

Ahndung von Widerstand gegen Staatsge-
walt

Polizeibeamte und andere Personen, die öf-
fentliche Aufgaben wahrnehmen und immer
häufiger Ziel gewalttätiger Angriffe werden,
sollen besser geschützt werden. Dazu hat die
Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Strafgesetzbuches vorgelegt,
der in dieser Woche in zweiter und dritter Le-
sung beraten wurde. Mit dem Gesetz wird un-
ter anderem der Strafrahmen für den Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeamte von zwei
auf drei Jahre angehoben und der geschützte
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Personenkreis um Feuerwehrleute und Ange-
hörige von Rettungsdiensten erweitert. Ferner
werden auch Fahrzeuge der Feuerwehr, des
Katastrophenschutzes und der Rettungsdiens-
te sowie bedeutende technische Arbeitsmittel
dieser Stellen in den Kreis der durch § 305 a
StGB besonders geschützten Sachen einbe-
zogen.

Entschädigung für ehemalige Heimkinder

Kinder und Jugendliche, die während einer
kommunalen oder kirchlichen Heimerziehung
in der Bundesrepublik Deutschland und der
DDR zwischen 1949 und 1975 zu Opfern von
Unrecht und Misshandlungen geworden sind,
sollen entschädigt werden. Dafür machten
sich die Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP
und von Bündnis 90/Die Grünen in einem ge-
meinsamen Antrag stark, der an die Empfeh-
lungen des Runden Tisches Heimerziehung
anknüpft und in dieser Woche abschließend
beraten und mit Mehrheit verabschiedet wur-
de.

Zitat

«Ich habe als junge Ärztin geglaubt, vieles zu
wissen, aber die Wucht des Schicksals rund
um Schwangerschaft und Geburt haben mich
sehr still werden lassen.»
(Sozialministerin Ursula von der Leyen in der
Debatte zur Präimplantationsdiagnostik )

Persönliche Notizen

1. Bundestag

Diese Woche waren wieder eine Reihe von
Schulklassen zu Besuch im Bundestag, eine
12. Klasse des Kopernikus-Gymnasiums
Wasseralfingen, eine 9. Klasse des Ernst-
Abbé-Gymnasiums Oberkochen, die 9. Klasse
der Konrad-Biesalski-Schule aus Wört und der
Jagsttalschule aus Westhausen. Die Schul-
kasse der Johann-Sebastian-von-Drey-Schule
aus Röhlingen habe ich wegen Sitzungen lei-
der nicht treffen können. Die Fragen der Schü-
lerinnen und Schüler halten mich frisch ;-) und
geben mir gute Einblicke in die Lage der jun-
gen Generation in unserer Heimat. Gerade
aus den Gesprächen mit der Jagsttalschule

und der Biesalski-Schule habe ich eine Reihe
von Fragen in Sachen Inklusion, Fahrdienst,
Praktikaplätze mitgenommen, ich suche nach
Lösungen.
Inhaltlich war es in Berlin sehr spannend, wir
hatten die namentliche Schlussabstimmung
zur Präimplantationsdiagnostik, zwei heftige
Diskussionen zum Kampfpanzer-Export nach
Saudi-Arabien, habe dazu am Freitag im Ple-
num gesprochen, und zahlreiche Gesetzes-
verabschiedungen. Ich hatte zwei Reden,
meine 26. und 27. Eine zur Europäischen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik am Donnerstag-
abend. Dadurch konnte ich „leider“ nicht die
traditionelle Stallwächter-Party in der Landes-
vertretung Baden-Württemberg besuchen. Am
Freitagnachmittag war ich dann als unser Ab-
rüstungs- und Krisenpräventionsexperte in der
Außenpolitik gefordert, zur voraussichtlichen
Leopard-Lieferung nach Saudi-Arabien zu
sprechen. Knackpunkt ist, dass solche Liefe-
rungen auf der Grundlage einer Entscheidung
des Bundessicherheitsrats beruhen, die ge-
heim sind. D.h. das Parlament wie auch die
Öffentlichkeit werden darüber grundsätzlich
nicht informiert. Da wir eine werteorientierte
und interessengeleitete Außenpolitik in
Deutschland haben, habe ich den Spagat
dargestellt, das unsere Regierung in seiner
Gesamtverantwortung leisten muss. Die USA
wie auch überraschenderweise Israel begrü-
ßen und unterstützen eine solche Rüstungslie-
ferung, weil sie dadurch Saudi-Arabien stabili-
siert sehen und sich die Region insgesamt in
Sorge vor dem sehr imperial auftretenden Iran
wappnet. Andererseits liefert Deutschland kei-
ne Waffen in Spannungsgebiete, Saudi-
Arabien (SA) zählte bisher nicht zu Span-
nungsgebieten. SA unterstützt Deutschland
beim Kampf gegen den internationalen Terro-
rismus und wirkt sehr ausgleichend auf die
verschiedenen Palästinensergruppen. Zudem
hat SA die geschassten tunesischen und je-
menitischen Ex-Präsidenten aufgenommen,
worüber die internationale Staatengemein-
schaft sehr froh war. Auch die Rot-Grüne Re-
gierung hat ihre Rüstungsexporte nach SA
und anderswohin nicht veröffentlicht, ein Zah-
lenvergleich, die Kohlregierung hat im Jahr
1998 Exportgenehmigungen für Rüstungsgü-
ter im Umfang von 1,3 Mrd DM erteilt, Rot-
Grün im Jahr 2000 Exporte in Höhe von 5,9
Mrd DM!!
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Ein heikles Thema, das ich versucht habe,
sachlich anzugehen, das Video wird auf mei-
ner Homepage eingestellt.

Zur PID: Ich habe mich bereits im März gegen
eine Zulassung der PID ausgesprochen und
das auch in meinen beiden Abstimmungen am
Donnerstag deutlich gemacht. Im Bundestag
gab es allerdings eine Mehrheit für eine be-
grenzte Zulassung der PID. Ich lehne sie aus
ethischen Gründen ab, den Wunsch der Eltern
nach gesunden Kindern verstehe ich als Vater
nur zu gut, aber nicht alles, was menschliche
Wissenschaft leisten kann, sollten wir auch
tun. Es gibt so viele Kinder in Heimen, die zur
Adoption frei gegeben sind und die sich nach
Familien sehnen. Aber das alles sind sehr
persönliche Überlegungen und Entscheidun-
gen, die es bei den Abstimmungen zu respek-
tieren galt.
Des weiteren hatte mich vergangene Woche
ein Redakteur der Zeitung CICERO begleitet,
ein kleines Porträt gemeinsam mit dem Kolle-
gen Pascal Kober soll in der August-Ausgabe
erscheinen.
Heute Abend findet eine Sendung des
Deutschlandradio Kultur in der Reihe „Wort-
wechsel“ von 19.07 – 20.00 h statt, an der ich
mit einem weiteren Bundestagskollegen und
einem Wissenschaftler teilnehme.

2. Wahlkreis

Die nächsten Wochen bis Ende Juli werde ich
vielfältig im Wahlkreis unterwegs sein, die
Termine finden Sie auf meiner Internet-Seite.
Vom 24.07.-27.07. bin ich mit den Sommerak-
tionstagen vorrangig im Kreis Heidenheim ak-
tiv und werde mich vor allem den Themen Eu-
ro und Energiewende sowie unserem diesjäh-
rigen Motto „Unterwegs für Jugend und Fami-
lie“ stellen. Die Fortsetzung der Sommerakti-
onstage im Kreis Heidenheim ist dann am
22./23. August sowie am 26. August. Die Aus-
planung läuft über Frau Beyrle in der Kreisge-
schäftstelle HDH und meinem Büro, es sind
noch etliche Termine frei. Gern möchte ich
ehren- und hauptamtliche Einrichtungen in der
Jugend-, Familien- und Seniorenarbeit besu-
chen und vor allem Interessierten diskutieren.
Im Altkreis Aalen bin ich mit den Sommerakti-
onstagen gemeinsam mit Winfried Mack ge-
zielt am 21.08., 29.08.-04.09.2011 unterwegs.

Auch hier wird über das Büro von Winfried
Mack und der Kreisgeschäftsstelle sowie mei-
nem Büro das Programm zusammengestellt,
wir sind für weitere Vorschläge offen.

Keine Zwischenbilanz, aber die vergangenen
zwei Jahre als Ihr Bundestagsabgeordneter
waren ausgesprochen erfüllend und lehrreich.
Von meinen Zusagen und Versprechen aus
dem Wahlkampf sind bereits die „Heiße-
Eisen-Liste“, der regelmäßige Informations-
austausch mit Ortsvorstehern und Bürger-
meistern, die Einrichtung des Stiftungslehr-
stuhls „Erneuerbare Energien“ an der Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften Aalen
und erheblich mehr Klarheit in Verkehrsfragen
(B29 etc.) umgesetzt. Mir sind weiterhin The-
men wie die Stärkung und Anerkennung des
ehrenamtlichen Engagements in unseren
Gemeinden, Ausbau des Breitbandinternets,
die ärztliche Versorgung im ländlichen Raum
wichtig. Das ist aber eine Gemeinschaftsleis-
tung, Ihre Impulse helfen mir bei der Umset-
zung in der Heimat und in Berlin. In drei Wor-
ten: Heimatbewusstsein, Fleiß für Wohlstand
wie Sicherheit und Zusammenhalt machen
unsere Region stark und liebenswert.

3. Ausblick

Wir kennen noch alle nicht die Themen, die
das Sommerloch füllen werden ;-) Bitte wen-
den Sie sich bei Fragen an mich, ich versu-
che, wo immer es geht, Sie sachlich und um-
fassend zu informieren.
Das nächste „Kiesewetter Kompakt“ erscheint
als Nr. 14/2011 am 09. September, der Bun-
destag ist ab Montag in der sitzungsfreien
Zeit. Bis dahin wünsche ich ihnen und Ihren
Familien einen schönen und erholsamen
Sommer.

Herzliche Grüße Ihr und Euer


